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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Margarete Bau-
se, Kerstin Celina, Ulrich Leiner und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Evaluation der Zentralen Ausländerbehörden 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Zentralen 
Ausländerbehörden zu evaluieren und über die Er-
gebnisse zu berichten. 

Insbesondere soll dabei auf folgende Punkte einge-
gangen werden: 

─ Vorgesehene Vollzeitäquivalente und derzeit tat-
sächliche Besetzung der Stellen in den einzelnen 
zentralen Ausländerbehörden, 

─ vorhandene Qualifikationen der Mitarbeiterinnen 
bzw. Mitarbeiter und durchgeführte sowie angebo-
tene Fortbildungsmaßnahmen, 

─ Qualitätsmanagement, 

─ Regelungen zum Einsatz von Dolmetscherinnen 
bzw. Dolmetschern sowie Verbesserungsmöglich-
keiten, 

─ Kundenkontakt und Kundenorientierung, 

─ Bearbeitungszeiten – beispielsweise bei Geneh-
migung von Ausbildungsverträgen, 

─ Terminkoordinierung, auch im Hinblick auf teilwei-
se erhebliche Anfahrtszeiten und Kosten der Ge-
flüchteten, 

─ Kostenersatzregelungen bei den Anfahrtskosten, 

─ Vereinfachung oder Erschwernis der Arbeit der 
Ausländerbehörden durch die Einführung der zen-
tralen Ausländerbehörden, Zeitverluste durch ver-
meidbare Überstellungen von Akten zwischen den 
Behörden oder einzelnen Dienststellen, 

─ Beratungsangebote über Optionen zur freiwilligen 
Rückreise oder eine verbesserte Zusammenarbeit 
der zentralen Ausländerbehörden mit Rückkehr-
beratungsstellen. 

Begründung: 

Durch den erweiterten Aufbau der Zentralen Auslän-
derbehörden sollten nach Vorstellung der Staatsregie-
rung die Kreisverwaltungsbehörden entlastet werden. 
In der Praxis zeigen sich jedoch viele Reibungs- und 
Zeitverluste. Ein Teil der erforderlichen Stellen ist wei-
terhin nicht besetzt. Kreisverwaltungsbehörden sind 
besser in lokale Möglichkeiten, Integration zu fördern, 
eingebunden und sind zudem oft näher an der Le-
bensrealität der Geflüchteten im Landkreis dran. Mit 
der Verlagerung der Aufgaben auf die Zentralen Aus-
länderbehörden kam es infolgedessen zu einer 
schlechteren Förderung von Integrationsmaßnahmen. 
Es ist nicht nachvollziehbar, warum Geflüchtete we-
gen einer einfachen Duldungsverlängerung von vier 
Wochen mehrstündige An- und Abfahrten zurücklegen 
müssen und die Kosten für die langen Anfahrten wie-
derum allenfalls bei den regionalen Sozialämtern er-
stattet werden können. 

Bisweilen müssen Geflüchtete zu den Zentralen Aus-
länderbehörden anreisen, nur um einen Antrag an der 
Pforte abzugeben, ohne überhaupt ein persönliches 
Gespräch mit den zuständigen Sachbearbeitern ge-
führt zu haben. Oft können auch Entscheidungen 
nicht getroffen werden, weil die Akten von der Zentra-
len Ausländerbehörde zur Ausländerbehörde oder an-
dersherum unterwegs sind. Persönliche Gespräche 
vor Ort zeigten den Missstand auf, dass scheinbar bis 
zu zwei Wochen vergehen können, bis Akten an die 
Zielbehörde oder Dienststelle übersandt werden. Die-
jenigen, die eine Arbeitserlaubnis haben, verlieren seit 
der Umorganisation immer wieder ganze Arbeitstage. 

Immer wieder verlieren Geflüchtete nach ihrer Über-
stellung an die Zentrale Ausländerbehörde ihre Ar-
beitserlaubnis. Einen Bericht mit Zahlen und Fakten 
darüber zu erhalten, wie viele der Geflüchteten arbei-
ten dürfen und wie viele nicht, ist jedoch weiterhin laut 
Aussage der Staatsregierung nicht möglich. Inwiefern 
die Zentralen Ausländerbehörden eine Rückkehrbera-
tung anbieten und inwieweit sie mit den Rückkehrbe-
ratungsstellen zusammenarbeiten, bleibt unklar. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/18658 

Evaluation der Zentralen Ausländerbehörden 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Ulrike Gote 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen federführend zugewiesen. Der Ausschuss 
für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Antrag mitbera-
ten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 79. Sit-
zung am 16. November 2017 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den 
Antrag in seiner 66. Sitzung am 5. Dezember 2017 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, 
Gisela Sengl, Margarete Bause, Kerstin Celina, Ulrich Leiner und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/18658, 17/20067 

Evaluation der Zentralen Ausländerbehörden 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Die Nummer 17 der Anlage ist von der Abstimmung ausgenommen. Dies ist der An-

trag der SPD-Fraktion betreffend "Zusätzliche Stellen für die Verwaltungsgerichte" auf 

Drucksache 17/18801, der auf Wunsch der SPD-Fraktion gesondert beraten werden 

soll. – Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die CSU-Fraktion, die SPD-Fraktion 

und die Fraktionen FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Fraktionslose 

Abgeordnete sind nicht anwesend. Gibt es Gegenstimmen? – Keine Gegenstimme. 

Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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